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17Meinungen
Auch eineWoche nach den Kommunalwahlen in der
Türkei gibt es kein offizielles Endergebnis für dieMillio-
nenstädte Istanbul und Ankara. Die Partei des türki-
schen Staatschefs Tayyip Erdogan bombardiert die
Wahlbehördemit Anträgen für eine Neuauszählung der
Stimmen. Das ist gewissermassen eine Dienstanwei-
sung, denn die Behörde und ihr Leiter sind loyale Partei-
leute und von der Regierung bestellt. In Istanbul haben
Neuauszählungen den Vorsprung des Oppositionspoliti-
kers Ekrem Imamoglu bereits um8000 Stimmen auf
rund 17000 geschrumpft. Geht es in demTempoweiter,
brauchte Erdogan noch zweiWochenNeuauszählung,
um seinemKandidaten einen Gleichstand zu verschaf-
fen. Ein Termin für eineWahlwiederholung ist schon
vorsorglich für den 2. Juni festgesetzt. Die Frage ist,
ob sich Erdogan getraut. Offensichtlich hat die Regie des
autoritären Staatschefs bei dieserWahl versagt. Den
Verlust der zwei wichtigsten Städte der Türkei hat
Erdogan nicht kommen sehen. Anders als bei früheren
Abstimmungen liess sich diese Niederlage auch nicht
mehrmitManipulationen in derWahlnacht abwenden.
ImNachhinein nun das Stimmergebnis umzudrehen,
ist riskant. Erdoganwirdwohl akzeptierenmüssen, dass
Istanbul und Ankara künftig von Bürgermeistern der
Opposition regiert werden.Markus Bernath
ErdoganwirddenSiegder
Oppositionhinnehmenmüssen
Türkei
Die grossen Schweizer Konzerne sind längst nichtmehr
in schweizerischer Hand. Ausländische Aktionäre besit-
zenmittlerweilemehr als 60 Prozent des Kapitals. Das
beeinflusst die Führungskultur. Deutlichwird dies bei
denManagerlöhnen: Die globalen Finanzinvestoren
opponieren selten gegen überrissene Boni, denn der in
unseremLand verankerte soziale Ausgleich ist ihnen
fremd. Der Effekt zeigt sich derzeit an den Generalver-
sammlungen: Zwar stimmen viele Schweizer Privat-
anleger gegen die Spitzenlöhne, dennoch erreichen sie
mit ihren Stimmen selten eineMehrheit. Diesewach-
sende Kluft zwischen den in- und den ausländischen
Aktionären ist politisch heikel: Sie fördert einen laten-
ten Unmut in der Bevölkerung gegenüber den Gross-
konzernen. So hat das Stimmvolk die Reformder Unter-
nehmenssteuern vor zwei Jahrenwuchtig abgelehnt. Im
Mai folgt nun der zweite Anlauf: Nur dank demZücker-
chen von zweiMilliarden Franken für die AHV sind die
Chancen etwas besser. Der nächste Test wartet bereits
mit der Konzernverantwortungsinitiative. Ein Abstim-
mungssieg an der Generalversammlung bedeutet noch
lange nicht, dass die Konzerne auch in der Bevölkerung
einen breiten Rückhalt geniessen.Albert Steck
DieGrosskonzernedrohenden
Rückhalt zuverlieren
Managersaläre
Der deutsche Bundestag hat dieseWoche der AfD zum
sechstenMal den Sitz in seinemVizepräsidium verwei-
gert, auf den eigentlich jede Fraktion ein Anrecht hat.
Nachdemder erste Kandidat dreimal gescheitert war,
stellte die AfD einemoderatere Kandidatin auf. Auch sie
wurde dreimal abgelehnt.Manwill diese Partei, immer-
hin stärkste Oppositionskraft, ganz einfach nicht. Sie
toleriere Fremdenfeinde in ihren Reihen und betreibe
Ausgrenzung, heisst es. Deshalb grenztman die Partei
nun in beispielloser Selbstgerechtigkeit ebenfalls aus.
Daswiderspricht demKonzept von Integration und
verhilft der AfD zu einer Opferstellung, die sie aus-
schlachten kann. Oder anders gesagt: Moralischer Hoch-
mut führt zu politischen Dummheiten. Thomas Isler
WennderHochmut regiert
Deutschland
E
tliche Gegner der Vorlage über die
Steuerreform und die AHV-Finanzie-
rung (STAF), über die am 19.Mai
abgestimmtwird, bekämpfen diese
mit demArgument der Einheit derMaterie.
Der Grundsatz verlangt, dass keinerlei sach-
fremde Vorlagenmiteinander verbunden
werden, so dass die Abstimmenden ihr Ja
oder Nein je zu den einzelnen Teilen ausdrü-
cken können. Das ist richtig und auchmach-
bar, soweit es umVolksinitiativen auf Teil-
revision der Verfassung geht. Bei der Total-
revision der Bundesverfassung gilt die Ein-
heit derMaterie ohnehin nicht.
Die Karriere des Begriffs der Einheit der
Materie ist ungewöhnlich. Er spielte zuerst
eine zentrale Rolle in einer vom englischen
ChemikerWilliam Crookes 1887 angestosse-
nen Bewegung, die sich an der Alchemie
orientierte. Als klar wurde, dass so etwas wie
die universelle Einheit derMaterie unauf-
findbar bleibenwürde, war der Begriff frei.
Schweizer Politiker brauchten ihn erstmals
1935 imKampf gegen die Kriseninitiative der
Gewerkschaften und forderten – noch erfolg-
los – deren Ungültigkeit. Nach 1945 setzte
der Ausdruck seine Karriere erfolgreicher
fort. 1977 führte der Grundsatz erstmals zur
Ungültigerklärung einer PdA-Initiative und
1995 zu jener der Armeehalbierungsinitia-
tive. Seit 1999 ist das Gebot der Einheit der
Materie für die Teilrevisionen der Verfassung
und für Behördenvorlagen in der neuen Bun-
desverfassung festgeschrieben.
Das Bundesgericht hatte schon früher
Gefallen gefunden an diesemWundermittel
und 1964 aus derWahl- und Abstimmungs-
freiheit die Einheit derMaterie abgeleitet,
die auch für die kantonale Gesetzgebung
gelte solle. Ableitungen sind juristische
Kniffe, umNichtgeschriebenes dennoch
verbindlich zumachen. Und so versuchte
man bald, das Gebot der Einheit derMaterie
auch auf Bundesgesetze zu erstrecken. Dort
hat es allerdings nichts verloren.
Bei Bundesgesetzen erfolgt dieWillens-
bildung zweistufig. In einer ersten Stufe, also
im parlamentarischen Verfahren, erfolgt die
Willensbündelung schrittweise. Kommissio-
nen und Plenum beraten einen Entwurf
Artikel für Artikel durch. Jedes Ratsmitglied
kann verlangen, dass über teilbare Abstim-
mungsfragen getrennt abgestimmtwird.
Jeder Parlamentarier kann seinenWillen
differenziert ausdrücken, dabei wird er sich
je nachdem in derMehrheit oderMinderheit
befinden. Das Geben undNehmen zwischen
den Fraktionen führt einen Kompromiss
herbei. AmEnde dieses Verfahrens findet in
beiden Räten die Schlussabstimmung
statt: Die Parlamentarier können das Gesetz
in globo annehmen oder ablehnen. Sie
können sich bei dieser letzten Abstimmung
nicht auf die Einheit derMaterie berufen,
denn sie konnten vorher artikelweise abstim-
men. In der anschliessenden Schlussabstim-
mung zeigt es sich, ob dieMehrheit der
Parlamentarier ihren Standpunkt imGesetz
genügend abgebildet sieht. Stimmen beide
Kammern der Vorlage zu, so enthält die
Referendumsvorlage eine verträgliche Viel-
heit derMaterien.
Die zweite Stufe derWillensbildung
kommt zum Zug, wenn das fakultative Refe-
rendum zustande kommt, wie das im Fall der
STAF geschehen ist. Das Gesetzesreferen-
dum knüpft direkt an den Beschluss des Par-
laments an. Die Stimmberechtigten können
– genauwie die Parlamentarier in der
Schlussabstimmung – die Vorlage in globo
annehmen oder ablehnen. Im dezentralen
Urnenabstimmungsverfahren ist eine diffe-
renziertereWillenskundgabe nichtmöglich.
Wer behauptet, bei der Volksabstimmung
über ein Bundesgesetz gelte die Einheit der
Materie – das heisst: esmüsse über alle teil-
baren Fragen getrennt abgestimmtwerden –,
der nimmt das parlamentarische Verfahren
nicht ernst. Die Fraktionen im Parlament
könnten dann nämlich ihre Anliegen nicht
mehrmit gegenseitigen Zugeständnissen in
einemKompromiss wenigstens teilweise
durchsetzen. Ein derartiges Kompromiss-
verbot verunmöglicht die parlamentarische
Willensbildung. Im Fall der STAFwurden ein
linkes und ein rechtes Anliegen verbunden,
um einen positiven Parlamentsbeschluss zu
ermöglichen. Die beiden Anliegenwären
getrennt im Parlament gescheitert, womit
ohnehin keine Volksabstimmung stattfände.
Sollten die Stimmbürgermit der Kompro-
missarbeit der Parlamentarier unzufrieden
sein, haben sieMittel, um dieMissstände
abzustellen: Sie wählen andere Parteien und
andere Parlamentarier oder erteilen der Vor-
lage zwecks Nachbesserung eine Abfuhr. Auf
dieseWeise verbinden sich repräsentative
und direkte Demokratie.
Die Einheit derMaterie kann ihre alche-
mistischen Ursprünge nicht verleugnen; sie
ist ein Blockadeinstrument geworden und
hat imGesetzgebungsverfahren nichts ver-
loren. Zu Ende gedacht wirkt sich die Forde-
rung dort sogar antiparlamentarisch und
antidemokratisch aus. Ein Kompromissmag
ärgerlich sein, aber Demokratie ist ohne
Kompromiss nichtmöglich.
DerexterneStandpunkt
DieVerbindungvonSteuerreformundAHV-Finanzierungverstösst
keineswegs gegendieEinheit derMaterie. ImGesetzgebungsverfahren
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